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Sie kaufen Dinge, die Sie nicht brau-
chen, um Leute zu beeindrucken, die 
Sie nicht mögen, mit Geld, das Sie nicht 
haben? Dieser Spruch zeigt, wie absurd 
Konsum manchmal ist. Dazu kommt 
noch, dass Wachstumsgesellschaften 
mit ihrer Logik des „höher, schneller, 
weiter!“ das Klima und die Lebens-
grundlagen zerstören. Denn unendli-
ches Wachstum ist auf einem endlichen 
Planeten nicht möglich. Die Kosten tra-
gen dann andere – seien dies zukünf-
tige Generationen oder Menschen im 
Globalen Süden.

Seit einigen Jahren wird daher ver-
mehrt eine Überwindung der Fixierung 
auf Wirtschaftswachstum in Politik 
und Gesellschaft gefordert. Neben der 
Energiewende und der Verkehrswende 
brauchen wir auch eine Wachstums-
wende. In den Wirtschaftswissen-
schaften wird von einer Postwachs-
tumsökonomie oder von Degrowth 
gesprochen. Dies sind Vorschläge für 
eine grundlegende demokrat ische 
Transformation der Gesellschaft, die 
ein gutes Leben für alle anstrebt, ohne 
dass dies auf Kosten anderer geht. Wie 
könnte solch eine Wachstumswende 

konkret aussehen? Und was sind Post-
wachstumspolitiken, vor allem auf der 
lokalen Ebene?

Das Aktionsbündnis Wachstumswende 
Bremen macht mit dieser Broschüre ei-
nen wunderbaren Aufschlag und zeigt, 
wie Wachstumskritik ganz konkret ge-
sellschaftlichen und politischen Wandel 
voranbringen kann – und zwar vor Ort, 
wo jede und jeder lebt. Wirtschaften 
und Wachstum, Mobilität und Verkehr, 
Pflege und Arbeit, und Wohnen – zu 
all diesen Themen werden Alternati-
ven vorgestellt und den Wahlprogram-
men der Parteien auf den Zahn gefühlt. 
Hier werden Sie Überraschendes fin-
den: Sowohl sehr gute und detaillierte 
Vorschläge als auch – in den Parteipro-
grammen – klaffende Lücken.

Viel Freude bei der Lektüre,
Matthias Schmelzer

VORWORT

Konzeptwerk Neue Ökonomie, Autor des 
Buches „Degrowth/Postwachstum zur 
Einführung“, mit Andrea Vetter, Junius 
Verlag 2019.
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Stellen Sie sich vor, Bremen  
hätte das „Gute Leben für Alle“ 
zum obersten Ziel ausgerufen! 
Der Erfolg von Wirtschaft und 
Politik wird nun am Erhalt der 
ökologischen Lebensgrundla-
gen, einer gerechten Teilhabe 
aller Menschen in Bremen und 
der gerechten Verteilung des 
vorhandenen Reichtums in-
nerhalb Bremens – aber auch 
weltweit – gemessen. Niemand 
soll mehr auf Kosten anderer 
leben müssen. Kooperation, 
Achtsamkeit und Solidarität  
sind die Werte, für die Bremen, 
ganz in der Tradition der Stadt-
musikanten, steht. Vergessen 
ist die Zeit, in der Wachstums-
raten und Finanzierungszwänge 
das Handeln der Bremer Politik 
bestimmten und ein Unterneh-
men Profit machen musste, um 
gut zu sein. Heute wird für das 
Gemeinwohl gewir tschaf tet 
und alle Menschen können po-
lit ische Prozesse direkt be-
einf lussen und mit best im-
men, auch zwischen den Wahlen. 
Wohlstand wird nicht länger an 
materiellem Reichtum gemes-
sen, sondern zum Beispiel an 
Zeitwohlstand, Wohlbefinden 
und an den Möglichkeiten jeder 

einzelnen Person, ein für sie Gu-
tes Leben zu verwirklichen.
Leider sind wir von dieser Utopie 
in Bremen im Moment weit ent-
fernt – aber dieses Jahr haben 
wir die Wahl! Lassen wir Kon-
kurrenz, Wachstumszwänge und 
die rücksichtslose Ausbeutung 
von Mensch und Umwelt hin-
ter uns? Befreien wir uns vom 
Glauben an ein ausschließendes 
Wirtschaftssystem, das in Po-
litik und Gesellschaft viel Platz 
einnimmt, aber nur wenigen Pri-
vilegierten dient? Kurz gesagt: 
Schaffen wir die nötigen Vor-
aussetzungen, um eine Wachs-
tumswende anzustoßen und 
Allen die Möglichkeit zu geben, 
ein Gutes Leben selbstbestimmt 
gestalten zu können?

Schön wäre es, denken Sie jetzt 
vielleicht , aber wie soll  das 
gehen?

In dieser Broschüre wollen wir 
einige Ideen dazu vorstellen, wie 
die Utopie einer Wachstums-
wende schrit tweise Realität 
werden kann. Wir skizzieren eine 
„Wachstumswende-Politik“, 
beleuchten wichtige Themen 
des Bürgerschaftswahlkampfs 
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wachstumskritisch und formu-
lieren Alternativen. Diese stellen 
wir den Positionen in den Wahl-
programmen der großen Bremer 
Parteien gegenüber.
Das Ziel der Wachstumswende 
ist das Gute Leben für Alle, und 
dafür sind (politische) Verände-
rungen in allen Bereichen not-
wendig; nicht nur in der Wirt-
schaftspolitik. Deswegen haben 
wir vier Themenbereiche ausge-
wählt, die in Bremen und bei der 
diesjährigen Bürgerschaftswahl 
eine große Rolle spielen: Wirt-
schaften und Wachstum, Mobi-
lität und Verkehr, Pflege und Ar-
beit sowie Wohnen.

WIRTSCHAFTEN UND 
WACHSTUM

Die Grundidee einer Wachstums-
wende ist eine neue Sichtwei-
se auf und ein anderer Umgang 
mit Wirtschaft und Wachstum. 
Unendliches Wachstum auf ei-
nem begrenzten Planeten ist 
als Ziel unmöglich und steht 
einem Guten Leben für Alle im 
Weg. Neben den ökologischen 
Folgeschäden, die das nur an 
Profit ausgerichtete Wirtschaf-
ten erzeugt, fördert es soziale 

MOBILITÄT  
UND VERKEHR
Dieses Thema ist aus mehreren 
Gründen für eine Wachstums-
wende wichtig: Jede*r hat das 
Recht auf ein Gutes Leben in der 
Stadt. Das kann nur ermöglicht 
werden, wenn die Stadt men-
schen- und nicht autogerecht ist, 
also Barrierefreiheit und Platz 
zum Begegnen, Spielen und Fla-
nieren bietet und die Luft nicht 
von Abgasen verpestet ist. Das 
heißt, dass der öffentliche Raum 
auch öffentlich sein muss und 
nicht für Privatautos reserviert 
sein darf. Bremen braucht mehr 
Mobilität und weniger Verkehr, 
um die Stadt lebenswert für 
Alle zu machen und die von Au-
tos und Flugzeugen verursach-
te Klimazerstörung zu stoppen. 
Deswegen ist dieses Thema 

Ungerechtigkeiten und ein Ge-
geneinander in der Gesellschaft. 
Dieses gefährliche und zerstöre-
rische auf Wachstum ausgerich-
tete Wirtschaften muss been-
det werden. Wirtschaften muss 
das Gemeinwohl zum Ziel und 
ökologische Nachhaltigkeit 
verinnerlicht haben.
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PFLEGE UND ARBEIT

Einen großen Teil ihrer Zeit ver-
bringen viele Menschen mit 
Lohnarbeit – doch es gibt wichti-
gere Dinge, als für Geld zu arbei-
ten. Viel zu häufig werden sinn-
lose oder gar schädliche Dinge 
produziert, um den Profit wei-
ter zu steigern, während die Ar-
beitnehmer*innen kaum etwas 
davon haben. Arbeit muss sinn-
voll statt zerstörerisch sein und 
Menschen müssen mehr Zeit 
haben für Ehrenamt, Sorgear-
beit, Politik oder gemeinschaft-
liche Selbstversorgung. Sie dür-
fen nicht finanziell für dieses 
Engagement bestraft werden. 
Große Ungerechtigkeiten beim 
Thema Arbeit gibt es im Gen-
dervergleich: Sowohl in Bezug 
auf Bezahlung und Zugang zu 
bestimmten Berufen, als auch 
in der Anerkennung geleisteter 

(unbezahlter) Arbeit. Diese Un-
gerechtigkeiten müssen sicht-
bar gemacht und abgebaut wer-
den. Dabei muss insbesondere 
die Sorgearbeit als Beruf und im 
Privaten aufgewertet werden.

WOHNEN

Soziale Gerechtigkeit darf nicht 
beim Wohnraum aufhören! Statt 
steigender Mieten durch profit-
getriebene Spekulation brau-
chen wir eine am Bedarf der Be-
völkerung und am Klimaschutz 
orientierte Wohnraumpolitik. 
Wohnraum muss ausreichend 
und für Alle bezahlbar zur Ver-
fügung stehen. Immer mehr 
Flächen zu versiegeln und ener-
gieintensiv neu zu bebauen ist 
aber auch keine gute Alternati-
ve. Also sollte die Wohnfläche 
pro Person ab einer bestimm-
ten Größe begrenzt werden. Bei-
spielsweise Genossenschaften 
können im Bereich Wohnen posi-
tive Beispiele liefern. Sie zeigen, 
wie ein anderes Wirtschaften, 
auch jenseits des Wohnraum-
sektors, aussehen könnte.

auch über die Bremer Landes-
grenzen hinweg relevant: Luft-
verschmutzung, Lärm und Kli-
mawandel werden in Bremen 
mit verursacht, treffen aber 
vor allem Menschen mit gerin-
gem Einkommen in Bremen und 
weltweit.
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Unendliches Wachstum auf 
e i n e m  b e g r e n z t e n  P l a n e -
ten kann nicht funktionieren. 
Klimakatastrophe und Umwelt-
zerstörung sind der Beweis, dass 
wir heute nicht nachhaltig leben. 
Aber Wachstum ist auch sonst 
kein cleveres Wirtschaftsziel: 
Schon seit Jahrzehnten führt 
Wachstum nicht zu mehr Glück. 
Stattdessen zersetzt die Orien-
tierung an Profit und Konkur-
renz das gesellschaftliche Mit-
einander. Statt den vorhandenen 
Reichtum vor Ort und überall 

gerecht zu verteilen, wird einfach 
“immer mehr” versprochen. Da-
bei kommt Wirtschaftswachs-
tum fast nie bei denen an, die 
es brauchen. Politik und Wirt-
schaft müssen sich an einem 
Guten Leben für alle Menschen 
– hier in Bremen und weltweit 
– orientieren! Eine  konsequen-
te Ausrichtung der Wirtschaft 
am Gemeinwohl muss in Bre-
men gesetzlich festgeschrieben 
werden. Ökologische Grenzen, 
soziale Gerechtigkeit und Teil-
habe müssen dabei im Vorder-
grund stehen. Ob die Wirtschaft 
“wächst”, ist dann egal.

PARTEIENCHECK

FDP: “klaren Fokus auf wirt-
schaftliches Wachstum” setzen.

SPD: Wachstum zeigt Erfolg 
von Wirtschaft, muss bei Be-
schäftigten ankommen.

CDU: “schnelleres und nach-
haltiges Wachstum” erreichen.

GRÜNE: Ökonomischer Erfolg 
misst sich an den Bedürfnissen 
von Mensch und Umwelt.

LINKE: “kapitalistische 
Wachstumslogik” wird als zer-
störerisch abgelehnt.

“IMMER MEHR!” 
IST KEIN GUTES ZIEL
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Es gibt in Bremen zahlreiche In-
itiativen und Unternehmen, die 
nicht profit- oder wachstumso-
rientiert arbeiten, sondern sich 
am Wohle aller ausrichten.  
Ob es sich um Ansätze der So-
lidarischen Ökonomie, genos-
senschaftliche Unternehmen, 
Kreislaufwirtschaft, regionale 

ANDERS WIRTSCHAFTEN

SPD: Wird nicht erwähnt.

CDU: Wird nicht erwähnt.

GRÜNE: Stärkung von Un-
t e r n e h m e n  m i t  Fo k u s  a u f 
Nachhalt igkeit und Gemein-
wohl, von Genossenschaften, 
solidarischer Ökonomie und 
Kreislaufwirtschaft.

Nahversorgung oder Unterneh-
men in Hand der Mitarbeitenden 
handelt – das alles muss nicht 
nur Raum haben, sondern geför-
dert werden. Nur so lässt sich die 
Wende hin zu einer Wirtschaft 
realisieren, die am Wohle aller 
orientiert ist.

PARTEIENCHECK

LINKE:  Förderung von Firmen 
in Belegschaftshand, Solidari-
scher Ökonomie, Tauschringen, 
Kleidertauschpartys, Reparatur-
cafés, Solidarischer Landwirt-
schaft und nicht gewinnorien-
tierten Unternehmen.

FDP: Wird nicht erwähnt.
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ENERGIE UND KLIMA

Wirtschaft, Soziales und Umwelt 
können nicht als gleich wichtig 
behandelt werden. Denn ohne 
die ökologischen Lebensgrund-
lagen kann es keine Gesell-
schaft und damit keine Wirt-
schaft geben. Die Wirtschaft 
muss also den Menschen dienen 
und darf deren Lebensgrundlage 
nicht zerstören. Bremen muss zu 
seiner globalen Verantwortung 

SPD:  Erneuerbare Energi-
en ausbauen; Kohlekraftwerke 
„baldmöglichst“ schließen; En-
gagement gegen Rüstungsex-
porte in Krisenregionen auf Bun-
desebene; Kreuzfahrtstandort 
ausbauen.

CDU: Kohleausstieg bis 2030; 
Kreuzfahrtschiffsverkehr 
fördern.

GRÜNE: 100% Erneu-
erbare Energien anstre-
ben; Kohleausstieg bis 2023; 
Rüstungsunternehmen Trans-
formationsprogramme anbieten; 

stehen, denn hier angerichtete 
Umweltzerstörungen schaden 
nicht nur Menschen in Bremen, 
sondern weltweit und insbeson-
dere im Globalen Süden.
Konkret heißt das, dass zerstö-
rerische Industrien wie Kohle-
verbrennung und Rüstungs-
produktion, aber auch etwa 
Kreuzfahrten und der Flugver-
kehr schnellstmöglich abgebaut 
werden müssen.

PARTEIENCHECK

Konzept „Nachhaltiger Touris-
mus“ er stel len und T hema 
Kreuzfahrten einbeziehen. 

LINKE: Dezentrale Stromver-
sorgung, die auf regenerative 
Energien setzt; „schnellstmögli-
cher“ Kohleausstieg; Produktion 
der Rüstungsindustrie auf zivile 
Zwecke umstellen; Rüstungs-
exporte über Bremische Häfen 
verbieten. 

FDP:  K reuz f a hr t s t a ndor t 
stärken.
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AUTOFREIE INNENSTADT 
UND FREIRÄUME STATT 
PARKRÄUME

Eine menschengerechte und le-
benswerte Innenstadt braucht 
mehr Freiräume zum Flanieren, 
sich Begegnen und Erleben. Die 
Verkehrssicherheit muss erhöht, 
Barrierefreiheit überall gewähr-
leistet und die Menschen müs-
sen vor Schadstoff-Emissionen 
und Lärm geschützt werden. Um 
den öffentlichen Raum gerech-
ter zu verteilen, müssen Parkflä-
chen reduziert werden und der 
private Autoverkehr aus der In-
nenstadt verschwinden. Gleich-
zeitig gilt es, Mobilität und so-
ziale Teilhabe zu garantieren. 
Deshalb müssen die Fahrten 
von Bussen und Bahnen dichter 
getaktet und für alle ticketfrei 
sein. Das Rad- und Fußwegenetz 
muss ausgebaut werden.

SPD:  Weniger Autoverkehr 
durch kostenfreie Nut zung 
des ÖPNV im Kernbereich der 
Innenstadt.

CDU: Weniger Suchverkehr 
durch neues Parkleitsystem; 
Konzept zur City Logistik für die 
„letzte Meile“.

GRÜNE: Autofreie Innenstadt 
bis 2030; emissionsfreier Liefer-
betrieb in die Innenstadt.

LINKE: Finanzierung klima-
verträglicher Verkehrsträger 
durch konsequente Parkraum-
bewirtschaftung, illegales Par-
ken stärker kontrollieren und 
sanktionieren.

FDP: Bremen und Bremerha-
ven zu modernen Autostädten 
umgestalten; attraktive und 
teils kostenlose Parkangebote 
schaffen.

PARTEIENCHECK
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NEUE RADWEGE STATT 
NEUE STRASSEN
Wie vielen anderen Städten 
droht auch Bremen durch das 
steigende Aufkommen von Fahr-
zeugen aus der Stadt und dem 
Umland der Verkehrsinfarkt. 
Die einfachste Lösung wäre 
ein Straßenbaumoratorium, da 
neue Straßen zu noch mehr Ver-
kehr führen. Statt neue Straßen 
zu bauen und damit auch den 
Flächenverbrauch zu erhöhen, 

SPD: Sanierung und Ausbau 
des Radnetzes und des ÖPNV; 
Stadtticket für 25 Euro pro Mo-
nat; schrittweise kostenloser 
ÖPNV für Kinder und Jugendliche.

CDU: Ausbau der Radinfra-
struktur und des ÖPNV; kosten-
loses Monatsticket für Schü-
ler*innen und Azubis. 

GRÜNE:  Ver vier fachung 
der Finanzmittel für den Rad-
verkehr; Ausbau des ÖPNV; 
365 €-Jahresticket.

PARTEIENCHECK

sollte Bremen in die Sanierung 
und den Ausbau des Umwelt-
verbundes investieren. Dazu 
zählen ein besser ausgebauter 
und ticketfreier ÖPNV in einer 
autofreien Stadt, Radschnellwe-
ge, Vorrangschaltung für Rad-
fahrer*innen und die kostenlo-
se Mitnahme von Rädern in Bus 
und Bahn.

LINKE:  Bessere Radinfra-
struktur und grüne Welle für 
Radfahrer*innen; besser ausge-
bauter und ticketfreier ÖPNV.

FDP: Wo möglich separate 
Fahrradwege bauen; Attraktivi-
tät des ÖPNV steigern; kostenlo-
ser ÖPNV im Innenstadtbereich.
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Das Flugzeug ist nicht nur das 
klimaschädlichste Transportmit-
tel überhaupt, sondern es ver-
ursacht auch extrem viel Lärm 
und Luftverschmutzung. Des-
halb muss der Flugsektor in Zu-
kunft schrumpfen. Flugverbin-
dungen mit einer Distanz von 
unter 1000 Kilometern müssen 
abgeschafft und Kerosin end-
lich besteuert werden. In Bre-
men darf auch die Schließung 

SPD: Flughafen als zentraler 
Knotenpunkt und Drehscheibe 
des Verkehrssystems; Reduzie-
rung des Fluglärms.

CDU: St e iger ung der  At-
traktivität des Bremer Flug-
hafens für Flugreisende und 
Luftverkehrsgesellschaften.

GRÜNE: Flugreisen sollen ent-
sprechend ihrem Beitrag zum 
Klimawandel den gesellschaft-
lichen Folgekosten gerecht und 
damit deutlich teurer werden; 
konsequente Nachtruhe von 22 
bis 6 Uhr.

FLUGVERKEHR REDUZIEREN

des verschuldeten Flughafens 
kein Tabuthema sein. Außerdem 
muss sich Bremen für die Ein-
richtung von mehr (Nacht-)Zug-
linien im Fernverkehr einsetzen. 
Fliegen muss reduziert wer-
den, denn es ist nur scheinbar 
billig – die wahren Kosten tra-
gen Menschen weltweit: In Form 
von Klimakatastrophe, Umwelt-
zerstörung und deren sozialen 
Auswirkungen.

LINKE:  Keine Flüge, wenn 
die Bahn die gleiche Strecke 
in unter drei Stunden schafft; 
Kopplung der Start- und Lan- 
degebühren an ökologische Kri-
terien; strikte Einhaltung des 
Nachtflugverbots.

FDP: Investitionen in die Zu-
kunf t  des F lughafens;  Ab- 
schaffung der Luftverkehrsab-
gabe; Prüfung der Ausweitung 
der Betriebszeiten während der 
Sommerferienzeit.

PARTEIENCHECK
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Wir alle sind im Laufe unseres 
Lebens auf die Hilfe Anderer 
angewiesen. Diese Unterstüt-
zung leisten zahllose engagier-
te Menschen, die mit viel Zeit, 
Kraft und Einfühlungsvermö-
gen für ihre Mitmenschen sor-
gen. Bisher sind es überwiegend 
Frauen, die privat, ehrenamtlich 
oder beruflich für Kinder, alte 
oder kranke Menschen und Men-
schen mit Behinderung sorgen 

und damit den sozialen Zusam-
menhalt sichern. Dafür erfahren 
sie jedoch nicht die notwendi-
ge Anerkennung, weder finan-
ziell noch gesellschaftlich. Der 
Arbeitsalltag von Beschäftigten 
in der Pflege ist zudem von Ar-
beitsverdichtung, Druck, Stress 
und fehlender Zeit für Zuwen-
dung und Gespräche geprägt. 
Diese Missstände müssen be-
hoben werden!

SPD: Ambulante Pflege stär-
ken; auskömmliche Pflegesätze 
garantieren; Zeit für Gespräch 
und Zuwendung lassen; Unter-
stützung pflegender Angehöri-
ger im Alltag. 

CDU:  Höhere  Wer t s chät-
zung von P f legenden; bes-
sere Bezahlung; verbindliche 
Personaluntergrenzen.

GRÜNE: Soziale und pflege-
rische Tätigkeiten fair bezahlen 

PARTEIENCHECK

und gesellschaftlich anerkennen;  
bessere finanzielle  Unterstüt-
zung pflegender Angehöriger.

LINKE: Mehr Personal und hö-
here Löhne in der Pflege; Aus-
bau wohnortnaher Beratung und 
Betreuung; Sorgearbeit gerecht 
verteilen und anerkennen.

FDP: Lebensqualität der älter 
werdenden Bevölkerung erhal-
ten; bessere Ausbildung, Be-
zahlung und Auslastung von 
Pflegekräften.

SORGEARBEIT AUFWERTEN
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Was bedeutet das Gute Leben 
für Sie? Auf diese Frage ant-
worten zahlreiche Bremer*in-
nen mit: Zeit für mich selbst und 
die Familie, für Freund*innen, für 
Musik, Gärtnern, Sport, Ehren-
amt und Engagement. Neben 
guten Arbeitsbedingungen, fai-
rer Bezahlung und einer sinner-
füllten Tätigkeit hängt die Mög-
lichkeit, ein Gutes Leben führen 
zu können, eben auch von an-
deren Dingen ab. Die meisten 
Menschen messen Wohlstand 
anhand anderer Werte als an 

wirtschaftlichen Kennzahlen.  
Es ist Zeit, dass auch die Politik 
den Wert von Zeit entdeckt. Er-
werbsarbeitszeitverkürzungen 
und „Work-Sharing“ können 
hier ansetzen und zur Besserung 
der Lebensqualität sowie zur ge-
rechten Umverteilung von unbe-
zahlter (Sorge-)Arbeit beitragen, 
welche bislang hauptsächlich 
von Frauen geleistet wird. So-
wohl Arbeitslosigkeit als auch 
die Bedeutung bezahlter Arbeit 
für die soziale Anerkennung kön-
nen so reduziert werden. 

SPD: Ermöglichung von mo-
dernen Arbeitszeitmodellen; 
Wertschätzung und Förderung 
ehrenamtlicher Tätigkeiten.

CDU: Ehrenamt wertschätzen 
und fördern.

GRÜNE: Keine Aufweichung 
sozialer Standards durch neue 
Arbeitsmodelle; „flexible Voll-
zeit“ (30-40 Stunden) ermögli-
chen; Prüfung, ob Ehrenamt bei 

PARTEIENCHECK

Schul- und Studienleistungen 
anerkannt werden kann und Be-
freiungen für ehrenamtliche Tä-
tigkeit möglich sind.

LINKE: Initiativen und Bünd-
nisse unterstützen, die sich 
f ü r  A r b e i t s z e i t v e r k ü r z u n g 
einsetzen.

FDP:  Mehr Flexibil i tät bei 
Arbeitszeiten.

ZEITWOHLSTAND UND ERWERBS-
ARBEITSZEITVERKÜRZUNG
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GUTE ARBEIT UND  
GERECHTE BEZAHLUNG
Für viele Bremer Erwerbstätige 
hat die Arbeitsbelastung in den 
letzten Jahren zugenommen, 
während die Löhne gleich ge-
blieben und die Lebenshaltungs-
kosten gestiegen sind. Stress-
s ymptome und ps ychische 
Erkrankungen nehmen durch 
permanenten Druck zu und die 
Erwerbsarbeit frisst immer mehr 
von der freien Zeit auf. 
Bremen muss diese Missstände 
politisch bekämpfen und das Ziel 
von guter Arbeit dabei auch im 
öffentlichen Dienst konsequent 
verfolgen.
Allen Menschen muss ein Gutes 
Leben auch finanziell ermöglicht 
werden. Die Überschüsse unse-
res Wirtschaftens müssen ge-
recht verteilt werden. Dazu ge-
hört, dass Frauen endlich gleich 
viel wie Männer verdienen müs-
sen. Außerdem muss die Ein-
führung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens in Verbin-
dung mit einem festen Maximal-
einkommen ernsthaft diskutiert 
werden.

SPD: Faire Löhne; Landesmin-
destlohn von 12€; Schließung 
der Gender Pay Gap; Leiharbeit 
einschränken. 

CDU: Angemessene Löhne; 
mehr Weiterbildungsmöglich-
keiten schaffen; Gender Pay Gap 
schließen.

GRÜNE: Existenzsichernde 
Löhne sicherstellen; Landes-
mindestlohn erhöhen; „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“; Leihar-
beit begrenzen; Bremen als Mo-
dellprojekt für ein Bedingungslo-
ses Grundeinkommen.

LINKE: Landesmindestlohn 
von 12,63€; Wirtschaftsförde-
rung an gute Arbeitsbedingun-
gen knüpfen; Gender Pay Gap 
schließen; Leiharbeit beenden; 
bedingungsloses Grundeinkom-
men diskutieren.

FDP: Arbeit soll sich finanzi-
ell lohnen im Vergleich zu Ar-
beitslosigkeit; Schließen der 
Gender Pay Gap ist Unterneh-
mensverantwortung; Leihar-
beit ausweiten; Bürger*innen-
geld im Umfang von Hartz IV zur 
Grundsicherung.

PARTEIENCHECK
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[04]
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Jeder Mensch hat das Recht auf 
bezahlbaren und klimafreundli-
chen Wohnraum. Doch Speku-
lation und Profitinteressen trei-
ben die Mietpreise in die Höhe 
und machen Vielen die Teilhabe 
an einem Guten Leben unmög-
lich. Mieten müssen gedeckelt 
und der vorhandene Wohnraum 
muss gerecht verteilt werden. 
Denn es ist genug Platz für Alle 
da! Nicht Spekulationen, son-
dern die Erfüllung des Rechts auf 

SPD: Sozialwohnungsquote 
auf 30% anheben; mehr Erbbau-
recht statt Verkauf öffentlicher 
Flächen.

CDU: Sozialwohnungsquote 
von 25% nur stadtweit erreichen, 
nicht in jedem Quartier; mehr 
Erbbaurecht.

GRÜNE: Sozialwohnungs-
quote auf 30% anheben; Abgabe 
städtischer Flächen nur noch mit 
Erbbaurecht; weniger private In-
vestor*innen; Mietpreisbindun-
gen ausweiten; Bau- und Miet-
genossenschaften fördern.

PARTEIENCHECK

Wohnen muss die Wohnraumpo-
litik lenken. Bremen sollte daher 
städtische Flächen nur noch im 
Erbbaurecht vergeben, statt sie 
an Investor*innen zu verkaufen. 
Das Land gehört dann weiterhin 
der Stadt, muss mit Wohnungen 
bebaut werden und dient nicht 
der Spekulat ion. Genossen-
schaftliche, nicht profitorientier-
te Akteure sind grundsätzlich zu 
bevorzugen.

LINKE: Sozialwohnungsquote 
auf mind. 30% anheben; Verkauf 
städtischer Flächen stoppen und 
stattdessen mehr Erbbaurecht; 
Enteignung oder Zwangssanie-
rung leerstehender Gebäude; 
genossenschaftliche Projekte 
fördern; städtische Wohnraum-
versorgung gemeinwohlori- en-
tiert ausrichten.

FDP: Sanierung von Bestands- 
immobilien durch niedrigere 
Baustandards beschleunigen; 
(Ver-)Käufe (städtischer) Immo-
bilien erleichtern; Abschaffung 
der Mietpreisbremse.

RECHT AUF BEZAHLBAREN UND 
ÖKOLOGISCHEN WOHNRAUM
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WOHNFLÄCHE 
BESCHRÄNKEN

Die Wohnfläche pro Person wird, 
auch in Bremen, immer größer. 
Insbesondere bei der in Bre-
men steigenden Einwohner*in-
nenzahl führt das zu einem zu-
nehmenden Wohnungsmangel. 
Bei dem insgesamt begrenz-
ten Wohnraum in Bremen ver-
schärft dieser Trend die Kon-
kurrenz um Wohnraum generell 
und insbesondere um bezahl-
bare Wohnungen. Das trifft vor 
allem Menschen mit niedrigem 
oder mittlerem Einkommen und 
schließt sie von der Teilhabe am 
Leben in der Stadt aus. Außer-
dem ist der Energieverbrauch 
pro Person höher, je größer die 
von ihr bewohnte Fläche ist. 
Deswegen muss in Bremen die 
Wohnfläche beschränkt und die 
knappe Fläche sozial gerecht, 
nachhaltig und umweltscho-
nend genutzt werden.

SPD: Wird nicht erwähnt.

CDU: Wird nicht erwähnt.

GRÜNE:  Weniger Wohnfläche 
pro Person durch Förderung von 
Umbauten und Umzügen, durch 
eine Wohnungstauschbörse und 
gesetzliche Unterstützung von 
Wohnungstausch sowie durch 
f lex iblere Wohnformen und 
Grundrisse.

LINKE: Wird nicht erwähnt.

FDP: Wird nicht erwähnt.

PARTEIENCHECK
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PARTEIENCHECK

In Bremen gibt es viele Baulü-
cken und brachliegende Flächen. 
Doch statt diese zu schließen 
und so den Wohnungsmangel zu 
bekämpfen, werden Neubauge-
biete ausgewiesen und zuneh-
mend Flächen versiegelt. Um das 
Recht auf bezahlbaren Wohn-
raum in der Stadt zu garantie-
ren und gleichzeitig allen ein gu-
tes Stadtleben zu ermöglichen, 
muss in Bremen eher auf Ver-
dichtung als auf weitere Expan-
sion gesetzt werden. Parks und 

Grünflächen dürfen dem natür-
lich nicht zum Opfer fallen. Der 
Flächenfraß muss auf jeden Fall 
gestoppt werden. Eine behut-
same Verdichtung fördert bei 
gleichzeitigem Ausbau der In- 
frastruktur eine Stadt der kurzen 
Wege und ermöglicht insbeson-
dere benachteiligten Menschen 
mehr Teilhabe. Zu einer Ver-
drängung darf es dadurch nicht 
kommen.

SPD: Mehr Flächen für Woh-
nungsbau freigeben;  Schließung 
von Baulücken; Wohnungsleer-
stände verhindern. 

CDU:  Mehr Neubauflächen 
ausweisen; die zweite Reihe und 
Lücke bebauen; Verdichtung be-
stehenden Wohnraums fördern.

GRÜNE: Baulücken schlie-
ßen; möglichst  geringer 
Flächenverbrauch.

LINKE: Baulücken schließen; 
Naturschutzgebiete und deren 
Umgebung erhalten.

FDP: Mehr Baugebiete auswei-
sen; Brachflächen begrünen.

VERDICHTUNG STATT 
FLÄCHENFRASS
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Wie und wofür wir wirtschaften 
ist kein Naturgesetz, sondern 
etwas, das wir gestalten können 
und müssen. Es gibt Alternati-
ven zu einer Politik, die vor allem 
auf Gegeneinander, Profitmaxi-
mierung und endloses Wachs-
tum setzt und Menschen und 
Planet aus den Augen verliert. 
Wie eine solche Alternative, eine 
Politik für die Wachstumswen-
de in und für Bremen, aussehen 
könnte, haben wir in dieser Bro-
schüre anschaulich gemacht.

Wir hoffen, dass wir Ihr Interesse 
wecken und die eine oder ande-
re Diskussion anstoßen konn-
ten. Wir haben kein Patentrezept 
für eine Wirtschaft, die sich am 
Guten Leben für Alle orientiert – 
und das ist auch gut so. Wir ha-
ben aber jede Menge Ideen und 
möchten zur Debatte darüber 
einladen.

Mischen Sie sich in diesem Wahl-
kampf und darüber hinaus ein, in-
dem Sie die große Frage, wie und 
wofür wir wirtschaften wollen, 
in die Politik tragen. Auch wenn 
aus unserer Sicht keine einzel-
ne Partei in Bremen “die Wachs-
tumswende” vertritt, möchten 
wir Sie ermutigen, wählen zu 
gehen. Denn es macht durchaus 
einen großen Unterschied, ob 
erste Schritte zu einer Wende 
unternommen werden oder ob 
weiter mit Vollgas auf die Klip-
pen zugehalten wird.

Was Sie sonst noch tun können, 
um schon heute zur Wachs-
tumswende beizutragen? Fan-
gen Sie bei sich selbst an, aber 
bleiben Sie dort nicht stehen. Es 
fühlt sich gut an, den eigenen 
Idealen entsprechend zu han-
deln. Besonders wirksam für den 
Klimaschutz sind der Umstieg 
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auf fossil-freie Mobilität (Auto 
abschaffen und nicht fliegen) 
sowie eine Ernährungsumstel-
lung zu biologisch erzeugten und 
fleischfreien Lebensmitteln.
Über das Handeln der*des Ein-
zelnen hinaus braucht es einen 
kulturellen und politischen 
Wandel. Diese Veränderung ist 
möglich, kann aber nicht von al-
lein Wirklichkeit werden. Also 
mischen Sie sich ein! Nehmen 
Sie sich Zeit für die Themen, 
die Ihnen besonders am Her-
zen liegen. Vielleicht haben Sie 
die Möglichkeit, Ihre Arbeitszeit 
um einen Tag in der Woche zu 
verringern – nutzen Sie dies für 
(politisches) Engagement. Wer-
den Sie gemeinsam mit Anderen 
aktiv für eine gerechte und gute 

Zukunft für alle. Am Ende dieser 
Broschüre finden Sie eine Über-
sicht über die Mitglieder des Ak-
tionsbündnis Wachstumswende 
Bremen. Bestimmt ist auch für 
Sie etwas dabei.

Gemeinsam können wir dem 
überkommenen Modell des “im-
mer mehr” etwas Neues ent-
gegensetzen. Eine Politik, die 
sich statt an Wachstum an der 
Bewahrung unserer Lebens-
grundlage und an einem ge-
rechten Miteinander hier in 
Bremen und weltweit orientiert, 
ist so viel mehr als nur “Weni-
ger”! Dieser Wandel ist möglich 
und nötig. Darum machen wir 
gemeinsam klar zur Wende!
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SELBST- 
VERSTÄNDNIS

Das Aktionsbündnis Wachstumswen-
de Bremen versteht sich als Netzwerk 
und Plattform zivilgesellschaftlicher 
Akteure in Bremen, die sich für eine 
Neuorientierung der Wirtschaft in Bre-
men und umzu einsetzen. Die Mitglie-
der des Aktionsbündnisses sind Ins-
titutionen, Vereine und Gruppen, die 
sich auf verschiedene Art und Weise 
für gerechte und zukunftsfähige For-
men des Zusammenlebens und Wirt-
schaftens engagieren. Dabei schätzen 
sie ihre unterschiedlichen Hintergrün-
de, Herangehensweisen und Stärken 
wert , arbeiten konstruktiv zusam-
men und stärken sich nach Möglichkeit 
gegenseitig.

Die Mitglieder des Aktionsbündnisses 
verbindet die Überzeugung, dass das 
Ziel des Wirtschaftens nicht unendli-
ches Wachstum sondern ein gutes und 
gleichberechtigtes Leben für Alle ist. 
Das Gute Leben ist dabei an die ökolo-
gischen Grenzen des Planeten gebun-
den. Das Festhalten um jeden Preis am 
Wirtschaftswachstum hingegen geht 

zu Lasten sozialer Gerechtigkeit und 
ökologischer Nachhaltigkeit . Davon 
sind vor allem und schon heute Men-
schen im Globalen Süden betroffen*. 
Das Aktionsbündnis tritt daher für eine 
Abkehr vom Wachstumsprinzip ein, das 
mit Konkurrenzdenken, Konsumismus, 
steigendem Leistungsdruck und per-
manenter Beschleunigung einhergeht. 
Stattdessen streitet es für einen kul-
turellen, politischen und wirtschaftli-
chen Wandel hin zu einer Gesellschaft, 
d ie von Gemeinwohlor ient ierung , 

* “Mit dem Begriff Globaler Süden wird eine im glo-

balen System benachteiligte gesellschaftliche, poli-

tische und ökonomische Position beschrieben. Glo-

baler Norden hingegen bestimmt eine mit Vorteilen 

bedachte, privilegierte Position. [...] Die Einteilung in 

Süd und Nord ist zwar auch geographisch gedacht, 

aber nicht ausschließlich. [...] Mit dem Begriffspaar 

wird versucht, unterschiedliche politische Positio-

nen in einem globalen Kontext zu benennen, ohne 

dabei wertende Beschreibungen wie z.B. „entwi-

ckelt“, „Entwicklungsländer“ oder „Dritte Welt“ zu 

benutzen.” - Glokal e.V. - s. www.glokal.org/?ed-

mc=498, Zugriff am 04.08.2016.
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gerechter Güterverteilung, Respekt vor 
ökologischen Grenzen, Kooperation und 
Solidarität geprägt ist.

Wir brauchen dazu eine Wirtschaft, die 
allen Menschen ein gutes Leben ermög-
licht. Die gesellschaftlichen Verhältnis-
se müssen einen Lebensstil fördern, 
der nicht auf Kosten anderer geht. Wo 
nötig, muss das Niveau von Produktion 
und Konsum verringert werden, um die 
ökologischen Grenzen zu wahren und 
heute noch ausgeschlossenen Men-
schen die selbstbestimmte Gestaltung 
ihrer Lebensverhältnisse zu erlauben. 
Zur Lösung der bestehenden ökologi-
schen und sozialen Herausforderungen 
muss neben technologische Neuerun-
gen und Effizienz eine Orientierung an 
Suffizienz treten. Des Weiteren müs-
sen regional verankerte und miteinan-
der vernetzte Wirtschaftskreisläufe in 
einer offenen Weltgemeinschaft ge-
fördert werden. Entschleunigung, ge-
meinschaftliche Eigenversorgung und 
nachhaltiges Handeln müssen attrak-
tiv gemacht, ermöglicht und praktiziert 
werden. Wir reflektieren rassistische 
Strukturen unserer Gesellschaft kri-
tisch und möchten zu deren Abbau bei-
tragen. Völkische und rechte Positionen 
lehnen wir ab.

Die Mitglieder haben sich im Aktions-
bündnis Wachstumswende Bremen zu-
sammengeschlossen, um in Bremen 
und umzu

•	 politische und ökonomische Ver-
ä nder ungen f ür e ine Wachs-
tumswende anzustoßen und zu 
begleiten,

•	 das Thema Wachstumswende in 
bestehenden Projekten sichtbar 
zu machen und in die gesellschaft-
liche Debatte einzubringen,

•	 Init iativen und konkrete Alter-
nativen anzustoßen und zu un-
terstützen, die Wege in eine zu-
kunf tsfähige Wir tschaf t , eine 
wachstumsunabhängige Gesell-
schaft und ein gerechtes Mitein-
ander aufzeigen,

•	 Akteuren, die in diesem Kontext 
aktiv sind, eine Möglichkeit der 
Vernetzung und des gegenseiti-
gen Lernens zu bieten

•	 und als Aktionsbündnis gemeinsam 
eigene Projekte durchzuführen.

Bremen, März 2019



MITGLIEDS- 
ORGANISATIONEN

Gefördert mit Mitteln des evange-
lischen Kirchlichen Entwicklungs-
dienstes und der Vereinigung für 
Ökologische Ökonomie.



Aktionsbündnis Wachstumswende Bremen
www.wachstumswende-bremen.de

Einführung mit Video, außerdem Mediathek und Blog
www.degrowth.info/de/was-ist-degrowth

Blog rund um das Thema Postwachstum
www.postwachstum.de

Spannende Broschüre zu Suffizienz
www.bundjugend.de/eine-einfuehrung-in-suffizienz

Diskussionspapier „Postwachstumspolitik: Wohlstand und Lebensqualität 
für alle”
http://fokus-wachstumswende.de/politikvorschlaege/

Politische Forderungen für eine Wachstumswende
https://degrowth.org/2015/05/15/yes-we-can-prosper-without-growth/ 
(englischsprachig)

MEHR ZUM THEMA 
WACHSTUMSWENDE 
ERFAHREN:
LINKS

Matthias Schmelzer & Andrea Vet-
ter: Degrowth/Postwachstum zur 
Einführung

Giacomo D‘Alisa, Federico Dema-
ria, Giorgios Kallis (Hrsg.): Degrowth. 
Handbuch für eine neue Ära

BÜCHER

Niko Paech: Befreiung vom Überfluß

Tim Jackson: Wohl-
stand ohne Wachstum

Alle Bücher sind auch in der Stadtbibliothek 
erhältlich.




